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Heinz-Dietrich Ortlieb

Wanzen
und
Atomenergie

Der Bundeskanzler hat eine 
zunehmend schlechte Presse. 

Schon waren Stimmen zu hören, 
die ihm unterstellten, an ähnli­
cher Führungsschwäche wie sein 
Vorgänger unterzugehen. Der 
Kritisierte konterte m it der War­
nung, das Ende der soziallibera­
len Koalition würde bei uns so­
ziale Zustände wie in anderen 
westlichen Ländern heraufbe­
schwören. Nicht ganz zu Unrecht; 
denn ein Nachfolger von konser­
vativerem Anschein würde es 
noch weit schwerer als er ha­
ben, die wachsende Zahl von 
Zielkonflikten zu lösen und dafür 
auch noch genügend Anerken­
nung in unserer Öffentlichkeit zu 
finden. Ungelöste Zielkonflikte 
aber wirken meist wie Zeit­
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minen, deren Explosionskraft mit 
der Verzögerung ihrer Entschär­
fung wächst. Wer an der Regie­
rung bleiben w ill, muß Zielkon­
flik te  rechtzeitig lösen, w ill er 
nicht über kurz oder lang sein 
Ansehen einbüßen.

Auch in Helmut Schmidts Re­
gierungszeit blieben allzuviele 
Tretminen liegen, die zusammen 
m it dem bereits von seinen Vor­
gängern geübten Stil des Lie- 
genlassens zu einer Häufung von 
Unglücksfällen führen mußten. 
Die Wanzenaffairen und die De­
monstrationen gegen die Atom­
energie haben dies besonders 
deutlich gemacht.

Die Wanzenaffairen mußten 
früher oder später unvermeidlich 
werden, wenn die Verantwort­
lichen in Bund und Ländern 
einerseits dem wachsenden Ter­
rorismus vorbeugend begegnen 
wollten, sich andererseits aber 
nicht imstande sahen, ausrei­
chende gesetzliche Regelungen 
rechtzeitig durchzusetzen, um 
dies auf legale Weise tun zu 
können. Wenn man sich nicht 
einig darüber werden kann, daß 
derjenige in unserem Gemein­
wesen seinen Anspruch auf Un- 
kontrolliertheit verlieren muß, 
der tatsächlich oder auch nur 
dem Anschein nach den heißen 
Bürgerkrieg planen hilft, dann 
bleibt den für die Sicherheit Ver­
antwortlichen nur die fragwür­
dige Flucht in die Berufung auf 
den Notstand übrig. So war un­
ser Staat von seinen Gegnern 
nur allzu leicht ins Zwielicht zu 
bringen.

Mit der Angst vor einem Miß­
brauch staatlicher Macht betrie­
ben nicht nur auf Sensationen 
erpichte Magazine das Geschäft 
der Bürgerkrieger. Es wurde 
auch fraglich, ob die Loyalität 
in unseren Exekutiven und Legis­
lativen gegenüber ihrem Staat 
und der Sicherheit seiner Bür­
ger nicht bereits geringer ist als 
gegenüber den Gegnern seiner 
Verfassung. „Ein Nachrichten­
dienst, der selber ausgespäht 
wird, ist das Geld nicht wert, 
das seine Pförtner kosten“ 
(L. Herrmann).

Auch die Demonstrationen 
gegen die Atomenergie waren 
nicht geeignet, uns Bundesbür­
gern ein Gefühl der Geborgen­
heit zu vermitteln. Sie zeigten 
ebenfalls, wie groß die Möglich­
keiten fü r unsere Verfassungs­
feinde sind, unter Ausnutzung 
lokaler Ängste ihre Freiheits­
rechte zu mißbrauchen. Sie 
machten darüber hinaus deut­
lich, wie wenig Regierung und 
Opposition in Bund und Ländern 
fähig sind, ihren Staatsbürgern 
prekäre, aber existenzwichtige 
Zukunftsfragen rechtzeitig plau­
sibel zu machen. Dazu hätte in 
diesem Falle gehört, den Gefah­
ren der Atomenergie die Folgen 
eines Energiemangels gegen­
überzustellen, aber auch nicht 
zu verschweigen, wie schwer sich 
beides auch von Experten genau 
vorherberechnen läßt. Dazu hätte 
weiter gehört, daß man die Fol­
gen der Energieknappheit schon 
in den letzten Jahren durch Ein­
sparungsmaßnahmen praktisch 
fühlbar gemacht hätte. Im Ge­
gensatz zu anderen Ländern 
brachten unsere Politiker es 
nicht einmal fertig, sich und uns 
Bundesbürgern eine fühlbare 
Geschwindigkeitsbegrenzung zu­
zumuten.

Für einen demokratischen 
Staat ist es nicht gut, wenn der 
Bürgerkrieg anhand von gewalt­
samen Demonstrationen und Ter­
roraktionen ständig geübt wer­
den kann. Es erhöht aber das 
Verständnis der Staatsbürger für 
Realitäten, wenn Einschrän­
kungsbereitschaft bei der Bewäl­
tigung von Notlagen rechtzeitig 
geübt wird. Nur wenn auf diese 
Weise die Lösung von Zielkon­
flikten schon zu einem Zeitpunkt 
vorbereitet und eingeleitet wird, 
ehe sie unaufschiebbar gewor­
den ist, läßt sich existenzgefähr­
dende Brisanz fü r unsere frei­
heitliche Ordnung vermeiden. 
Die Opposition sollte keine 
Freude darüber haben, wenn 
eine Regierung über solche Pro­
bleme stolpert. Die Tretminen 
werden ihr als Nachfolgerin dann 
um so sicherer selbst um die 
Ohren fliegen.
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